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Fraktion BDP/CVP/EVP Herr Gemeinderatspräsident
Paul Steiner
Ratssekretariat / Stadtverwaltung
8600 Dübendorf
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Sekretariat Gemei nde rat
Sehr geehrter Herr Ratspräsident

Gestützt auf die Artikel 46 und 47 der Geschäftsordnung des Gemeinderats reichen wir folgende Motion ein:

Der Stadtrat wird aufgefordert, Bericht und Antrag für die generelle Einführung von Tempo 30 auf
Quartiererschliessungsstrassen zu erstellen. Sammelstrassen und übrige Gemeindestrassen gemäss
kommunalem Verkehrsrichtplan sind von dieser Motion nicht betroffen. Sie verbleiben im Allgemeinen bei
Tempo 50, sofern nicht andere Beschlüsse, insbesondere die Zentrumsplanung gemäss Stadtratsbeschuss
vom 26.3.2019 etwas anderes vorsehen.

Begründung:

Tempo 3O-Zonen tragen zur Verbesserung der Verkehrs- und Schulwegsicherheit bei und können bei
geeigneter Gestaltung auch die Lärm- und Luftschadstoffbelastung in den Wohnquartieren verringern. Der
Zeitverlust für die Strassenbenutzer ist bei einer Beschränkung auf Quartiererschliessungsstrassen minimal,
da von einer Fahrt typischerweise nur die ersten, bzw. letzen paar Dutzend Meter von der Temporeduktion
betroffen sind.

ln seiner Antwort zur lnterpellation von Tanja Boesch schreibt der Stadtrat "Die bisherige politische
Diskussion zeigt, dass eine breite Einführung von Tempo 3O-Zonen keine politischen Mehrheiten zu finden
vermag. Gleichzeitig kann aber festgestellt werden, dass die bisher eingeführten heute bestehenden Tempo
3O-Zonen in Gockhausen, in Hermikon und im Birchlenquartier kaum zu Diskussionen führen. lm Gegenteil
sind diese Tempo 30-Zonen weitgehend unbestritten und akzeptiert."

Dazu ist Folgendes festzuhalten:

1, Für die ablehnenden Entscheide in bisherigen Volksabstimmungen zu Tempo 30 wurden im Wesentlichen
drei G ründe vorgebracht:
- grundsätzliche Ablehnung der vorgeschlagenen Temporeduktionen
- Ablehnung der jeweils vorgesehenen baulichen Verkehrsberuhigungsmassnahmen (Schikanen)
- Ablehnung der damit verknüpften Kosten

Wieviele Nein-Stimmen jeder der drei genannten Gründe verursacht hat, lässt sich natürlich nicht feststellen,
aber die gesetzliche Grundlage hat sich in Bezug auf die beiden letzten Argumente geändert. Bauliche
Verkehrsberuhigungsmassnahmen sind heute nur noch nötig, wenn die Anzahl der
Geschwindigkeitsübertretungen ohne solche zu hoch bleibt. Somit kann die Anzahl der oft unbeliebten
Massnahmen minimiert werden. Dies reduziert nicht nur die Kosten, sondern auch die durch Brems- und
Beschleunigungsmanöver generierten Emissionen. Eine neue Vorlage soll deshalb so gestaltet werden, dass
Schikanen und Kosten wesentlich weniger Anlass zur Ablehnung geben.

2. Die Stimmung in der Bevölkerung hat sich seit der letzten Abstimmung weiterentwickelt. Viele haben die
Erfahrung gemacht, dass klug umgesetzte Tempo-30 Zonen kaum Zeitverlust, aber dafür Gewinn bezüglich
Sicherheit und Wohnqualität bedeuten.

3. Die Antwort des Stadtrates ist demokratisch fragwürdig. Einerseits lehnt er es mit Hinweis auf vergangene
Abstimmungen ab, eine neue Vorlage zu einer breiteren Einführung von Tempo 30 auszuarbeiten.
Andererseits behält er es sich vor, nach eigenem Gutdünken dieselben Abstimmungen zu ignorieren und
scheibchenweise trotzdem Tempo 30 einzuführen. Dies fördert die Politikmüdigkeit nach dem Motto "Die da
oben machen ja sowieso, was sie wollen".

Die Kosten für Tempo 30 Massnahmen werden von
Stimmbürger dazu äussern können und es sollen al

Freundliche Grüsse
Fraktion BDP/CVP/EVP

Theo Johner
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